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KURZ KOMMENTIERT

Bundesbank

Erneute Leitzinssenkung

Z um  1. Juli hat die Deutsche Bundesbank nach neunwö­
chiger Pause nun doch die fünfte Leitzinssenkung seit 
September 1992 vorgenommen. Sie setzte den Diskont­
satz auf 6,75 (vorher 7,25) und den Lombardsatz auf 8,25 
(vorher 8,50) Prozent herab. Die EG-Länder schlossen 
sich in der Mehrzahl der Zinssenkung an, obgleich sie per 
22. Juni bereits eine Z inssenkungsrunde ohne Deutsch­
land realisiert hatten. Wegen der Leitwährungsrolle der 
D-Mark und der prekären Konjunkturlage hatten Verant­
wortliche aller EG-Staaten und der USA die Bundesbank 
schon seit längerem zu einem solchen Schritt gedrängt. 

Auch die deutschen W irtschaftsforschungsinstitute und 
die Industrie hatten Zinssenkungen gefordert. So ver­
wundert es nicht, daß die Leitzinssenkung einhellig be­
grüßt wurde. Zu fragen bleibt, warum dieser Schritt nicht 
eher erfolgte und ob er ausreicht.

Die Bundesbank selbst begründet ihr Zögern mit der 
besonderen Lage der Bundesrepublik nach der Vereini­
gung, die durch relativ hohe Inflationsraten, ein starkes 
Geldmengenwachstum und einen bei einem Leistungsbi­
lanzdefizit gefährdeten W echselkurs geprägt ist. Die In­
flationsrate betrug noch im Juni 4,2%, wenngleich die lau­
fende Rate niedriger liegt. Das W achstum der Geld­
menge M3, das im ersten Quartal fast stagniert hatte, lag 
im Mai wieder bei 6,9% und damit über dem für 1993 anvi­
sierten Maximum. Unabhängig davon, wie man die Daten 
angesichts des schwierigen „W irtschaftsaufbaus O st“ 
interpretiert, hat sich die Lage seit Mai kaum verändert. 
Neu ist nur, daß die Koalitionsfraktionen direkt vor dem 
1. Juli und vor dem W eltw irtschaftsgipfel erheblichen Ein­
sparungen bei den Staatsausgaben zustimmten. Das er­
le ichterte der Bundesbank zweifellos ihren Schritt. W ei­
tere Leitzinssenkungen werden in gebührendem Abstand 
bei entsprechender Datenlage jedoch unausweichlich 
sein. de

Arbeitszeit

Paradoxe Situation

A ls  Schlesw ig-Holsteins M inisterpräsidentin eine Ver­
längerung der W ochenarbeitszeit für die Beamten um 
eine Stunde ohne Lohnausgleich ankündigte, bekam sie 
von anderen Regierungschefs rasch Unterstützung. Die 
Tatsache, daß zwei Drittel der Beamten bereits vor Voll­
endung des 63. Lebensjahrs aus dem Berufsleben aus­
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scheiden, hat zudem die Politiker dazu veranlaßt, eine 
Anhebung der Altersgrenze ab Mitte 1994 zu beschlie­
ßen. G leichzeitig sind aber Überlegungen bekannt ge­
worden, daß im Zuge der Post- und Bahnreform der erfor­
derliche Stellenabbau durch die Gewährung einer groß­
zügigen Vorruhestandsregelung geschehen soll, wonach 
55jährige ohne Einkommensverlust in Pension gehen 
können.

ln dieser paradoxen Situation scheint es fraglich, ob 
die Rechnung des Staates aufgeht, m ittels Wochenar­
beitszeitverlängerung auf der einen Seite und einer un­
entschiedenen Strategie für die Lebensarbeitszeit auf der 
anderen Seite seine Personalausgaben in den Griff zu 
bekommen. Nach Expertenmeinung sollten völlig andere 
Wege eingeschlagen werden, nämlich die Ausschöpfung 
des Rationalisierungspotentials, das für den öffentlichen 
Dienst auf 50 Mrd. DM geschätzt wird. Die W iedereinfüh­
rung der 40-Stunden-Woche für die Beamten brächte da­
gegen nur Einsparungen von 4 Mrd. DM. Bei einzelnen 
staatlichen Aufgaben mag durch die Arbeitszeitkom po­
nente eine Entlastung eintreten. Vor einer generellen 
Anpassung der Arbeitszeit für die Beamten sollten je ­
doch Umstrukturierungen vorgenommen werden, die Ra­
tionalisierungen und den erforderlichen Personalabbau 
zwar nicht scheuen, aber auch den zusätzlichen Perso­
nalbedarf in vielen staatlichen Bereichen berücksichti­
gen. dw

Duales System

Mangelnde Differenzierung

D ie  Duales System Deutschland GmbH (DSD) geriet in 
jüngster Zeit bei der Verwertung von Kunststoffabfällen in 
Verzug und zudem in Liquiditätsschwierigkeiten, weil die 
Verantwortlichen offenbar die Sammelbereitschaft der 
Verbraucher zunächst unterschätzt hatten. Diese Krise 
der DSD führte zu erneuten Diskussionen über den Sinn 
der Verpackungsverordnung und gab Kritikern Anlaß, 
abermals das gesamte System in Frage zu stellen.

Das Ziel der Verpackungsverordnung ist es, die Um­
weltkosten so gering wie möglich zu halten. Vor der Ver­
ordnung stiegen die Mengen der Umverpackungen und 
Verkaufsverpackungen maßlos an, weil die Hersteller von 
der Entsorgung völlig abgekoppelt waren und die für die 
Entsorgung zuständigen Verbraucher durch das regu­
lierte System der Abfallbeseitigung eine Erhöhung der 
Abfallmenge kostenmäßig kaum spürten und eine stär­
kere Umweltinanspruchnahme schon gar nicht bezahlen 
mußten. Es ist daher grundsätzlich richtig, die Hersteller
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-  über den Handel -  in die Entsorgung der Verpackungen 
einzubeziehen.

Allerdings kann dieses System nur dann schlüssig 
{unktionieren, wenn -  solange es ökologisch sinnvoll ist -  
einerseits die privat zu tragenden Kosten für die Deponie­
rung höher als die des Recycelns sind. Andererseits müs­
sen die Entsorgungskosten entsprechend ihrer Umwelt­
kosten ausgestaltet sein. Einen ersten Schritt geht die 
DSD zwar zum 1. Oktober, indem sie die Gebühr für den 
Grünen Punkt differenziert, jedoch immer noch nicht 
nach der Umweltschädlichkeit. Wären beide Bedingun­
gen erfüllt, käme es gar nicht zu einem überhöhten Recy­
clingbedarf für Kunststoffe, weil diese so teuer wären, 
daß ihr Einsatz verstärkt verm ieden würde. cw

Energiesteuer

Festgeschriebene Belastungen

A u f die deutschen Energieverbraucher kommen neue 
Belastungen zu. Neben der Anhebung der M ineralöl­
steuer auf Benzin und Dieselöl zum 1. Januar 1994 rückt 
nun auch die Einführung einer allgemeinen Energie­
steuer näher. Unter umweltpolitischen Gesichtspunkten 
ist eine Verteuerung des Energieeinsatzes eigentlich zu 
begrüßen. So sieht es auch der M inisterrat der EG, aller­
dings mit dem Zusatz, daß aus Wettbewerbsgründen ent­
sprechende Maßnahmen im G leichschritt der OECD- 
Länder erfolgen müssen. Da die Einführung einer EG- 
Steuer bisher an diesem Junktim  scheiterte, w ill die Bun­
desregierung nicht länger warten und alle Energieträger 
m it rund 17 DM pro Tonne SKE besteuern. Das geschieht 
allerdings wohl weniger aus Sorge um die Umwelt als 
vielm ehr auf der Suche nach neuen Einnahmequellen: 
Während die Autofahrer zur Finanzierung der Bahnre­
form herangezogen werden, sollen alle Energieverbrau­
cher in Zukunft Mittel für die Subventionierung der heim i­
schen Steinkohle aufbringen.

Der Bundeswirtschaftsm inister rechnet m it Einnah­
men aus der geplanten Energiesteuer in Höhe von 7 Mrd. 
DM. In der Frage, ob die Steuer wie der EG-Vorschlag 
eine COj-Kom ponente haben sollte, bestehen weiterhin 
Differenzen zwischen dem Umweltm inisterium, bei dem 
das Klimaziel im Vordergrund steht, und dem W irt­
schaftsm inisterium, das in der Steuer zunächst einmal e i­
nen Ersatz für die -  vielfach kritisierte -  Verstromungsab- 
gabe sieht und das die W ettbewerbsverhältnisse zw i­
schen den Energieträgern nicht zu Lasten der Kohle ver­
ändert sehen will. Im Vergleich zum gegenwärtig bei den

Stromverbrauchern erhobenen Kohlepfennig wäre die 
Energiesteuer zwar insofern eine Verbesserung, als die 
Sonderbehandlung der E lektrizität beendet werden 
könnte. Die Belastungen der Energieverbraucher in der 
Bundesrepublik durch eine verfehlte Kohlepolitik würden 
jedoch mit Einführung der neuen Steuer festgeschrieben. 
Bei alledem darf der Grundgedanke nicht in Vergessen­
heit geraten, daß eine Energiesteuer nicht zu einer -  
wachstumsdämpfenden -  Erhöhung der gesamten Abga­
benlast führen sollte. ma

LKW-Straßenbenutzungsgebühr

Hoher Preis

D ie  EG-Verkehrsminister haben sich nach einem über 
Jahre andauernden Streit endlich über Straßenbenut­
zungsgebühren und LKW -Mindeststeuersätze in der Ge­
meinschaft geeinigt. Die Beneluxländer, Dänemark und 
Deutschland können eine Regional-Vignette für LKW auf 
Autobahnen einführen, die im Jahr etwa 2500 DM kosten 
soll. G leichzeitig wird in der EG eine Mindeststeuer für 
LKW in Höhe von etwa 1400 DM festgelegt und die Kabo­
tage, die ausländischen Transporteuren das Recht gibt. 
Fuhren auch innerhalb der übrigen EG-Länder zu über­
nehmen, schrittweise freigegeben. Bislang beträgt die 
LKW-Steuer in Deutschland etwa 10000 DM; sie soll nun 
je nach Umweltfreundlichkeit der LKW um mindestens 
die Hälfte gesenkt werden.

Es Ist sicher begrüßenswert, daß es endlich zu einer 
Einigung innerhalb der EG gekommen ist. Erfreulich ist 
insbesondere, daß eine V ignette auch für deutsche Stra­
ßen genehmigt wurde, so daß die ausländischen LKW 
auch für die Be- und Abnutzung deutscher Straßen be­
zahlen müssen. A llerdings kann von W ettbewerbsgleich­
heit nach wie vor keine Rede sein. Denn schließlich muß 
der deutsche LKW-Betreiber etwa 7500 DM bezahlen 
und der ausländische, der in seinem Land eventuell nur 
den festgelegten Mindeststeuersatz zahlen muß und 
durch die Kabotagefreiheit zum direkten Konkurrenten für 
den deutschen Unternehmer geworden ist, lediglich 
3900 DM.

Zu fragen bleibt außerdem, ob gerade in Zeiten, in de­
nen die Gefahr eines Verkehrschaos auf der Straße im­
mer größer wird, eine Absenkung der Steuern einschließ­
lich Straßenbenutzungsgebühren nicht ein zu hoher 
Preis für die EG-Einigung ist. Auch die Anhebung der 
Steuer auf D ieselkraftstoff um 7 Pfennig je Liter -  eine 
Maßnahme, die grundsätzlich besser geeignet ist, auch 
den Umweltverbrauch w iderzuspiegeln - re ic h t nicht aus, 
die Verkehrslawine aufzuhalten. wac
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